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Stellungnahme zum Entwurf der 7. Verordnung zur Änderung der Verordnung 

über die Befahrungsabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal 
 

In Übereinstimmung mit dem Zentralverband der deutschen Seehafenbetriebe e.V. (ZDS) begrüßt der 

Zentralverband Deutscher Schiffsmakler e.V. (ZVDS) die geplante Absenkung der Befahrungsabgaben auf 

dem Nord-Ostsee-Kanal (NOK). 

 

Wir möchten aber anmerken, dass die geplante Absenkung zu einer wirklichen Entlastung führen muss. 

Fairerweise muss man anmerken, dass dies mit der geplanten Reduzierung der Befahrensabgabe nicht der 

Fall ist. So deckt die geplante Reduzierung weder die voraussichtlichen Mehrkosten für Kanalsteurer und 

Lotsen, die durch die längere Kanalpassage aufgrund der Geschwindigkeitsbeschränkung entstehen, noch 

die Mehrkosten, die den Nutzer des Kanals entstehen, weil sie die verlorene Zeit durch höhere Geschwin-

digkeiten auf der Nord- oder Ostsee wieder ausgleichen müssen, um anvisierte Liegeplätze in anderen 

Häfen zu erreichen. Dies bedeutet Mehrkosten durch einen höheren Bunkerverbrauch, der zudem durch 

den Kauf von Emissionszertifikaten ausgeglichen werden muss. Hinzu kommen noch die Kosten, die vor 

allem die Containerreedereien in den letzten 1,5 Jahren durch die Tiefgangsbeschränkungen erlitten 

haben. Diese wirkten de facto wie eine Kapazitätsbeschränkung und führte zu Einnahmeverlusten. In 

Anbetracht des offensichtlichen Versäumnis der GDWS, rechtzeitig in die Infrastruktur zu investieren und 

die Schäden zu vermeiden, sind wir nicht der Meinung, dass die Wirtschaft die Folgekosten zu tragen hat. 

Daher sollte die geplante Absenkung der Befahrensabgabe mindestens die Mehrkosten abdecken, die 

durch die höheren Kosten für Lotsen und Kanalsteuerer entstehen. 

 

Wir möchten die Gelegenheit auch nutzen, um unser Erstaunen darüber zum Ausdruck zu bringen, dass 

die im Entwurf genannten Schäden am Kanal schon mindestens 1,5 Jahre bekannt waren und intern 

diskutiert wurden, bevor hierzu mit der Wirtschaft über die möglichen Auswirkungen gesprochen wurde. 

Diese Vorgehensweise entspricht aus unserer Sicht nicht dem Prinzip des „Good Governance“.  

 

Wir möchten daher anregen, dass der Bund bzw. die GDWS dringend an der Verbesserung der Kommuni-

kationswege arbeiten. Mit Blick auf die besondere Bedeutung des NOK für die Handelswege von und zu 

den deutschen Häfen raten wie zudem deutlich mehr Ressourcen und die Erhöhung des Umsetzungstem-

pos bei der Sanierung und der Ertüchtigung des Kanals an. 
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